
zu Frage 1: Freiheit und Vielfalt der kulturellen, religiösen und
weltanschaulichen Einstellungen kennzeichnen die modernen Gesellschaften. Der
Staat ist verpflichtet, diese Freiheit zu garantieren. Dabei verstehen wir PIRATEN
unter Religionsfreiheit nicht nur die Freiheit zur Ausübung einer Religion,
sondern auch die Freiheit von religiöser Bevormundung. Wir erkennen und achten
die Bedeutung, die individuell gelebte Religiosität für den einzelnen Menschen
erlangen kann. Trotz der in der Verfassung verankerten garantierten
Religionsfreiheit ist das Staatswesen der Bundesrepublik nicht frei von
religiöser (und weltlicher) Privilegierung der traditionellen christlichen
Kirchen. Hier gibt es einen Widerspruch, der durch Immigration und religiöse
Differenzierung in der Gesellschaft zu größeren Verwerfungen führen kann. Die
weltanschauliche Neutralität des Staates herzustellen, ist daher eine für die
gedeihliche Entwicklung des Gemeinwesens notwendige Voraussetzung. Ein
säkularer Staat erfordert die strikte Trennung von religiösen und staatlichen
Belangen; finanzielle und strukturelle Privilegien einzelner
Glaubensgemeinschaften, etwa im Rahmen finanzieller Alimentierung, bei der
Übertragung von Aufgaben in staatlichen Institutionen und beim Betrieb von
sozialen Einrichtungen, sind höchst fragwürdig und daher abzubauen. Im Sinne
der Datensparsamkeit ist die Erfassung der Religionszugehörigkeit durch
staatliche Stellen aufzuheben, ein staatlicher Einzug von Kirchenbeiträgen kann
nicht gerechtfertigt werden.

zu Frage 2: Menschen, die als Arbeitsmigranten oder aus ehemaligen Kolonien und 
Überseegebieten in die Europäische Union kamen, haben das Recht, hier heimisch zu 
werden. Dazu gehört die vollständige Integration in das Bildungswesen, in den 
Arbeitsmarkt und die Möglichkeit zur Teilhabe und Mitgestaltung des kulturellen und 
politischen Lebens. Soweit in Staaten der Europäischen Union noch ein 
Staatsangehörigkeitsrecht gilt, das auf die Abstammung zurückgreift, sind 
zusätzliche Regelungen zu schaffen, die den hier Geborenen die Staatsangehörigkeit 
des EU-Staats ihrer Geburt als unmittelbares Recht zusprechen. Zur Integration in 
das politische und gesellschaftliche Leben ist daher über mindestens zwei 
Generationen eine mehrfache Staatsangehörigkeit zu akzeptieren. Die 
Integrationsleistung der aufnehmenden Staaten ermisst sich daran, wieweit die 
Bürger mit Migrationshintergrund aus eigener Entscheidung auf eine mehrfache
Staatsangehörigkeit verzichten. Es ist die Aufgabe der europäischen Staaten,
für die reale Chance auf Bildung und beruflichen Erfolg von Menschen mit
Migrationshintergrund zu sorgen. Es bedarf aktiven politischen Handelns, um
Diskriminierungen abzubauen und ein gedeihliches Zusammenleben aller Menschen
im Land zu erreichen. Um eine kommunale politische Mitwirkung zu erreichen, ist
auch Menschen, die keine Staatsangehörigkeit eines EU-Staats haben, das
Wahlrecht zu den kommunalen Vertretungskörperschaften am Ort ihres
Lebensmittelpunktes zu sichern.

zu Frage 3: Wir setzen uns für die Akzeptanz doppelter und mehrfacher 
Staatsangehörigkeiten ein, um die Hürde zur Annahme der deutschen 
Staatsangehörigkeit und des damit verbundenen Wahlrechts zu senken. Der Zwang zur 
Entscheidung für eine Staatsangehörigkeit (Optionspflicht) entfällt. Menschen, die 
seit langem in Deutschland leben, sollen unabhängig von wirtschaftlichen Kriterien 
die Möglichkeit haben, die deutsche Staatsangehörigkeit anzunehmen. Dies ist Teil 
des Integrationsprozesses, nicht dessen Ziel. Wir setzen uns für ein
bedingungsloses Recht aller in Deutschland geborener Menschen, egal welcher
Abstammung, auf die deutsche Staatsangehörigkeit ein.

zu Frage 4: Rassismus und kulturell begründete Diskriminierung sind nach wie vor 
ein gravierendes Problem, das dem friedlichen Zusammenleben in einer vielfältigen 
Gesellschaft im Wege steht. Gewalt und Einschüchterung aufgrund der Herkunft, 
Religion oder Kultur sind in jedem Fall inakzeptabel. Darum muss Rassismus und



Ausländerfeindlichkeit jeder Form entschieden entgegengetreten werden, ebenso
wie anderen Formen von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit. Biologistische
Weltbilder, in denen Menschen bestimmter Abstammung anderen als von Natur aus
überlegen angesehen werden, sind wissenschaftlich widerlegt und unvereinbar mit
den Werten und Zielen der Piratenpartei, ebenso wie jene Ideologien, die ganzen
Bevölkerungsgruppen kollektive Hegemoniebestrebungen unterstellen, um die
angebliche Notwendigkeit eines "Kampf der Kulturen" zu propagieren. Beispiele
für derartige Ideologien sind Antisemitismus und Islamhass. Dabei gilt es das
Augenmerk nicht nur auf den rechten Rand der Gesellschaft zu legen, sondern
Vorurteilen und Intoleranz auch in der Mitte der Gesellschaft beim
Alltagsrassismus, latent antisemitischen Stereotypen und der um sich greifenden
Islamfeindlichkeit entgegenzutreten. Die Piratenpartei möchte Kampagnen und
Initiativen unterstützen, die sich zum Ziel gesetzt haben, das Verständnis
zwischen verschiedenen Kulturen und Weltanschauungen zu verbessern, Vorurteile
abzubauen und das Miteinander zu fördern. Ebenso solche, die rechtsextremen
Aktivitäten entgegentreten und Menschen dabei helfen wollen, sich aus
einschlägigen Kreisen zu lösen.

zu Frage 5: Die Piraten lehnen eine Einflussnahme der Politik auf den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk ab. Dieser solle selbst laut Verfassung unabhängig und 
staatsfern sein. Deshalb hat unlängst die Piratenfraktion aus NRW ihren Platz im 
Rundfunkrat öffentlich ausgeschrieben und nicht mit einem Parteimitglied besetzt. 

zu Frage 6: Freiheit und Vielfalt an kulturellen, religiösen und weltanschaulichen 
Sichtweisen in der Bildung kennzeichnen die modernen Gesellschaften. Die 
weltanschauliche Neutralität im gesamten Bildungsbereich ist eine notwendige 
Voraussetzung für die Inklusion aller Glaubensgemeinschaften.

zu Frage 7: Migrationspolitik handelt von Menschen. Darum muss die Politik so 
gestaltet sein, dass sie auf die Erwartungen und Probleme der Betroffenen eingeht. 
Migrantinnen und Migranten sollen daher in alle Prozesse eingebunden sein, die ihre
Möglichkeiten, Rechte und Pflichten betreffen. Deutschland ist ein von
Einwanderung geprägtes Land. Die Piratenpartei schätzt unsere pluralistische
Gesellschaft, die von der Vielfalt der verschiedenen Menschen lebt. Um eine
vernünftige Gesellschaftspolitik zu gewährleisten, müssen die zuständigen
Akteure über finanzielle Ausgestaltung und ausreichende Unabhängigkeit
verfügen. Wir fordern eine Stärkung des für Migrationsfragen zuständigen
Staatsministeriums oder die Schaffung eines eigenen Bundesministeriums für
Integrationsangelegenheiten, um die derzeit fragmentierten integrationspolitischen 
Aufgaben zu bündeln. Dabei werden die Verantwortungsbereiche unter den Ministerien 
des Innern, Arbeit und Soziales und Familie, Senioren, Frauen und Jugend zu einem 
Bereich zusammengeführt. Integrationspolitik muss stringent und kohärent in einer 
Hand liegen. Um den Anforderungen einer vielfältigen Gesellschaft gerecht zu 
werden, setzen wir uns für die interkulturelle Öffnung der Verwaltung ein. Dies 
beinhaltet mehrsprachige Angebote in Formularen und auf Webseiten der Behörden, 
sowie die Aus- und Weiterbildung von Bediensteten in interkultureller Kompetenz. 
Diese Überlegungen fließen im Besonderen natürlich auch in die von Ihnen gestellten
Fragestellungen der Familienpolitik mit ein.

zu Frage 8: Wie bereits in Frage 1 beschrieben, stehen die PIRATEN für eine 
multikulturelle Gesellschaft, für Migration und Inklusion. Separate 
Bildungseinrichtungen und Kindergärten für bestimmte Gruppen halten wir für 
kontraproduktiv.

zu Frage 9: Dieses Thema wurde in der Piratenpartei sehr kontrovers diskutiert. Auf 
der einen Seite steht die Religionsfreiheit, auf der anderen die körperliche 
Unversehrtheit. Zwei sehr wichtige Grundrechte, die in diesem Sachverhalt diametral 
zueinander stehen. Die PIRATEN haben zu diesem Thema eine parteiinterne 



Meinungsumfrage durchgeführt, bei der 78% der Teilnehmer den Schutz der 
körperlichen Unversehrtheit als vorrangiges Grundrecht ansehen. Eine offizielle,
basisdemokratisch abgestimmte Position existiert bislang nicht.

zu Frage 10: Wir PIRATEN wollen die europäische Flüchtlings- und Asylpolitik einer
grundlegenden Neuausrichtung unterziehen. Eine „Festung Europa“ ist nicht
hinnehmbar. Die europäische Flüchtlings- und Asylpolitik muss auf der Achtung
der Menschenrechte beruhen und die Bestimmungen der Genfer
Flüchtlingskonvention sowie der UN-Kinderrechtskonvention respektieren. Alle
Mitgliedstaaten müssen gemäß ihren Kapazitäten Flüchtlinge und Asylsuchende
aufnehmen. Eine von Solidarität geprägte europäische Flüchtlings- und
Asylpolitik darf einzelne Mitgliedstaaten nicht mit dem finanziellen,
logistischen und administrativen Aufwand alleine lassen. Die
völkerrechtswidrigen Praktiken der EU-Grenzschutzagentur Frontex sind Ausdruck
einer menschenverachtenden Ausgrenzungspolitik der Europäischen Union. Wir
PIRATEN fordern daher die Abschaffung von Frontex. Ebenso ist die europäische
Nachbarschafts- und Entwicklungspolitik auf die effektive Verbesserung der
Lebensbedingungen und der Menschenrechtssituation in den betreffenden Staaten
auszurichten. Durch die Änderungen des Art. 16 GG beim sogenannten
Asylkompromiss ist das Recht, in Deutschland Asyl zu erhalten, drastisch
eingeschränkt worden. Wir streben als ersten Schritt die vollständige
Wiederherstellung des Grundrechts auf Asyl, „politisch Verfolgte genießen
Asylrecht“ (Art. 16 GG a. F.), an. Darüber hinaus müssen Menschen, die vor
Diskriminierung, der Verfolgung aufgrund ihrer sexuellen oder geschlechtlichen
Identität, vor Klima- und Umweltkatastrophen, aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu
einer ethnischen oder religiösen Gruppe oder wegen Existenzbedrohung durch
Armut und Hunger geflohen sind, hier ebenfalls als asylberechtigt anerkannt
werden. Eine Hierarchisierung von Fluchtgründen lehnen wir ab. Außerdem lehnen
wir pauschale Kategorisierungen von Staaten als „sichere Herkunftsländer“ ab.
Schutzsuchende haben ein Recht auf individuelle Prüfung ihrer Situation. Bei
der Prüfung, ob eine Berechtigung zum Asyl vorliegt, ist im Zweifel zu Gunsten
der Asylsuchenden zu entscheiden. Dabei ist auf diskriminierende und inhumane
Beweisverfahren zu verzichten. An den Außengrenzen der Europäischen Union wird
seit Jahren eine zunehmende Abriegelung angestrebt und umgesetzt, die
Flüchtlingen den Zugang nach Europa immer stärker versperrt. Durch nationale
Polizeibehörden, das Militär und private Sicherheitsunternehmen sowie die
Europäische Grenzschutzagentur FRONTEX werden Menschen gewaltsam am Betreten
der EU gehindert und damit der Chance beraubt, durch einen Asylantrag Schutz in
Europa zu finden. Dabei wird eine Gefährdung von Gesundheit und Leben der
Flüchtenden billigend in Kauf genommen. Die Berichte von sogenannten „boat
people“, die mit Schiffen nach Europa fliehen wollen und dort ertrinken, obwohl
Hilfe möglich wäre, machen uns betroffen und zeigen, dass hier unbedingt
gehandelt werden muss. Statt die Abriegelung Europas weiter voranzutreiben,
muss die EU Maßnahmen zur sicheren Grenzüberquerung von flüchtenden Menschen,
besonders auf den Meeren vor Europa, treffen, um diesen die Möglichkeit zu
geben, einen Antrag auf Asyl zu stellen. Rettungsaktionen sollen staatlich
organisiert werden. Sie durchzuführen ist nicht die Aufgabe der
Zivilgesellschaft. Wo dies geschieht, dürfen Rettende für ihre Zivilcourage
weder behindert noch kriminalisiert werden. Wir kritisieren die momentane
Praxis, immer neue Straftatbestände zu konstruieren, um Schutzsuchende zu
inhaftieren. Aktuell werden Asylsuchende in einem nicht hinnehmbaren Maße vom
gesellschaftlichen Zusammenleben ausgeschlossen und dadurch zu einem Leben in
Isolation und Abschottung gezwungen. Durch restriktive Vorschriften, wie z. B.
die Residenzpflicht, wird ihre Bewegungsfreiheit massiv eingeschränkt und ein
freizügiges, selbstbestimmtes Leben, ebenso wie die Beteiligung an politischen
oder sozialen Veranstaltungen, nahezu unmöglich gemacht. Wir setzen uns dafür
ein, dass Asylsuchenden die Möglichkeit gegeben wird, sich frei und
unkontrolliert im gesamten Gebiet der Europäischen Union zu bewegen. Durch die



Unterbringung in Lagern und Gemeinschaftsunterkünften, die zumeist einen
maroden Zustand vorweisen und abgelegen von Stadtkernen liegen, sind
Asylsuchende zu einem isolierten Leben gezwungen. Durch die Residenzpflicht
sind Asylsuchende zudem häufig an einzelne Gemeinden oder Landkreise gebunden,
wodurch ihnen die Möglichkeit genommen wird, Freundinnen und Freunde, Bekannte
oder Familienmitglieder außerhalb der Kreisgrenzen zu besuchen. Erschwert wird
diese Situation dadurch, dass kein Anspruch auf den Zugang zu neuen Medien, wie
dem Internet, besteht. Ein Internetanschluss bietet leichten Zugang zu Bildung
und Kultur, bietet die Möglichkeit, während des laufenden Asylantrags Kontakt
zur juristischen Vertretung zu halten, sich über die deutsche Rechtslage zu
informieren oder Kontakt zu Familienmitgliedern, Freundinnen und Freunden zu
halten. Wir halten diesen menschenunwürdigen Zustand für nicht länger
hinnehmbar und setzen uns dafür ein, Asylsuchenden ein Leben in Freiheit und
Selbstbestimmung, ohne Kontrolle, Misstrauen und Isolation zu ermöglichen.
Wohnungen müssen hierfür dezentral organisiert werden, eine Abkehr von der
bestehenden Lagerpraxis ist unabdingbar. Der Zugang zu Bildung, Kultur,
Sprachkursen und neuen, modernen Kommunikationsmedien wie dem Internet muss
barrierefrei und kostenfrei sichergestellt sein. Das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts zum „Asylbewerberleistungsgesetz“ ist eindeutig und
zeigt, dass es verfassungswidrig ist, Asylsuchende unter dem „Existenzminimum“
zu halten. Dies zeigt, wie stark Asylsuchende bereits durch die Gesetzgebung in
ihrem Alltag diskriminiert und eines selbstbestimmten Lebens beraubt werden.
Wir setzen uns dafür ein, dass Asylsuchende Anspruch auf Sozialleistungen
haben, ohne dabei diskriminierende Sondergesetzgebungen zu erhalten oder zu
schaffen. Das Recht auf sichere Existenz und Teilhabe muss für alle Menschen
gelten – auch und besonders für Schutzsuchende. Allen Menschen, die in
Deutschland einen Asylantrag stellen, muss genügend Zeit gegeben werden, die
auf der Flucht und im Herkunftsland erlebten Geschehnisse zu verarbeiten. Dafür
muss gewährleistet sein, dass Asylsuchenden eine psychologische Betreuung
gestellt wird, die sie dabei unterstützt und begleitet. Um faire Chancen und
Grundlagen in einem Asylverfahren zu schaffen, muss sichergestellt werden, dass
sowohl genügend Zeit als auch eine ausreichende Anzahl an qualifizierten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vorhanden ist. Zudem ist von hektischen
Pauschalurteilen und der Hierarchisierung unter bestimmten Gruppen von
Flüchtlingen abzusehen, um eine echte Chancengleichheit zu schaffen. In Zeiten
von erhöhtem Aufkommen an Asylsuchenden ist hierfür eine Aufstockung der
Ressourcen beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zu gewährleisten, um
unnötige und störende Wartezeiten zu vermeiden. Hierbei darf es zu keinem
Qualitätsverlust der Beurteilungen und Entscheidungen kommen, wie es im
sogenannten „Schnellverfahren“ der Fall ist. Die Piratenpartei setzt sich
außerdem dafür ein, Asylsuchenden einen rechtlichen Anspruch auf eine
juristische Vertretung sowie auf eine Dolmetscherin oder einen Dolmetscher zu
gewährleisten, um diese nicht zusätzlich mit hohen Kosten, organisatorischen
Schwierigkeiten und sprachlichen Barrieren zu belasten.
Für weitere Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Wahlkampfteam der Piratenpartei NRW


